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BAYMIRZA HAYIT 

Die Sowjets zwischen Asien und Europa
Folgen der Vergangenheit

Die kulturellen und geistigen Verbindungen zwischen Morgen- und 
Abendland hatten sich schon im Altertum zu einer Lebensform ent-
wickelt, die, auf einer gegenseitigen Befruchtung basierend, keiner be-
sonderen Belastung ausgesetzt gewesen war. Im Verlauf der Geschichte 
änderte sich jedoch diese normale Entwicklung kultureller Verbindungen, 
besonders nachdem das Zeitalter des Kolonialismus, das gerade in Asien 
triumphierte, begonnen hatte. Durch den Kolonialismus war das Gleich-
gewicht der gegenseitigen Beziehungen gestört worden, wobei die Her-
renländer die kulturelle Hegemonie in Asien übernahmen. Sie lenkten 
und bestimmten die politische und kulturelle Entwicklung in ihren 
Kolonien in Asien, das dadurch jahrhundertelang zum Schweigen ver-
urteilt war.

Besonders im 19. Jahrhundert stießen die Interessensphären mehrerer 
europäischer Großmächte, einschließlich Rußlands, zwischen denen das 
osmanisch-türkische Imperium stand, in Asien aufeinander. Eine zeit- 
lang ruhte die Rivalität der Europäer in Asien im gemeinsamen Kampf 
gegen dieses türkische Imperium, das dann in unserem Jahrhundert als 
die letzte morgenländische Großmacht beseitigt wurde.

Nunmehr ist ein Teil der Menschheit von einer anderen Sorge als der 
kolonialen Besitzergreifung erfaßt, einer Sorge, die mit der Machtüber-
nahme des Kommunismus verbunden ist. Zu Beginn wurde die Gefahr 
noch nicht in ihrem Ausmaß erkannt. Nada 1917 aber teilte sich die • 
Welt bereits in zwei ideologische Lager. Die kolonialen Völker Asiens 
befanden sich in dieser Zeit unter der Einwirkung des kommunistisch-
russischen und demokratisch-europäischen Kolonialismus. Jahrzehntelang 
hatte man versucht, den Status quo in Asien beizubehalten Rußland 
hatte seine Herrschaft im Herzen Asiens (in Turkestan) befestigt und 
bekämpfte jegliche Freiheitsbestrebungen dort. Die Westeuropäer hatten 
in ihren Kolonien wohl einen wirtschaftlichen und politischen Einfluß 
ausgeübt, waren jedoch menschlich genug gewesen, in ihren Kolonien 
die freie Meinungsäußerung zu gewähren. Dadurch hatten die Kolonial-
völker Asiens Gelegenheit erhalten, ihre national-politischen Forderun-
gen zum Ausdruck bringen, was ihnen nach dem Zweiten Weltkrieg 
die Erlangung ihrer nationalen Freiheit ermöglichte. Es soll damit nicht 
gesagt werden, daß die ehemaligen kolonialen Herrenländer die kolo-
nialen Völker zur nationalen Unabhängigkeit „erzogen“, im Gegenteil, 
die Zeit war für einen Verzicht des Kolonialismus reif geworden, und 
die Bekämpfung desselben nahm auch innerhalb der Herrenländer einen 
dramatischen Zustand an, getragen von einer Reihe Europäer, die ihre 
eigenen Völker von weiteren Belastungen, Auseinandersetzungen und 
Verantwortungen befreien wollten. Derartige innere Auseinandersetzun-
gen kamen den Freiheitsbestrebungen der Kolonialvölker zugute. Sie 
wurden frei. Aber diese Freiheit in Form einer staatsrechtlichen Gestal-
tung forderte von jedem freigewordenen Volk Einheit, Disziplin und 
Staatsbewußtsein, Eigenschaften, die von den Staatsmännern der neuen 
Staaten bewußt gefördert wurden, um das Resignationsgefühl abzuschaf-
fen und das Gefühl eines unabhängigen Lebens zu erwecken. Die jungen

Staaten mußten selbstverständlich versuchen, ihre zahlreichen innen- und 
außenpolitischen Probleme selbst zu lösen.

Es ist kein Geheimnis, daß die Völker Asiens während des Prozesses 
ihrer nationalen Wiedererwachung schwach waren. In der Zeit, in der 
die jungen Nationen mit ihrer historischen, völkischen Tradition in 
unserer modernen Epoche um ihr Dasein rangen, war das Vordringen 
der machtpolitischen und ideologischen Auseinandersetzungen, die sich 
auf den Ruinen des Zweiten Weltkrieges und auf dem alten Kolonialis-
mus aufbauten, in Asien unvermeidlich. Die psychologischen und poli-
tischen Verwirrungen unserer Zeit griffen auch Asien an. Sowohl das 
russisch-sowjetische Imperium wie die Westmächte, an ihrer Spitze die 
Vereinigten Staaten von Amerika, versuchten sich in Asien zu behaup-
ten. Der Westen möchte auf keinen Fall den Vorposten seiner Freiheit 
aufgeben, während die Russen in Asien eine Vorherrschaft erringen, 
bzw. den asiatischen Raum zu einer Ausgangsbasis im Kampf gegen den 
Westen umwandeln möchten. Diese Auseinandersetzungen mußten inner-
halb der Völker Asiens zu Verwirrungen führen, verbunden mit der 
Frage, wem sie sich anschließen sollten. Dieses Fragespiel harrt in Asien 
immer noch, natürlich außer in den Ländern, die sich schon entweder den 
sowjetischen oder westlichen Machtblöcken angeschlossen haben, seiner 
Lösung. Dabei bemühen sich drei verschiedene Kräftegruppen, ihre 
Zielrichtung innerhalb ihrer Völker zur Geltung zu bringen, eine pro-
westliche, eine prosowjetische und eine neutralistische. Die Sowjets ver-
suchen dabei, die prosowjetische und neutralistische mit allen Mitteln 
zu unterstützen und die prowestliche mit Hilfe dieser ersteren zu be-
kämpfen.

Es war daher unvermeidlich, daß sich durch diese politischen Ausein-
andersetzungen geistige Änderungen anzeigten, die vor allem in ideo-
logischer Hinsicht in Erscheinung traten. Hinzu kam, daß in fast jedem 
Land Asiens die Lösung der sozialen Probleme die größten Anstrengun-
gen der Regierungen erforderten. Bis heute jedoch ist der soziale Grup-
pierungskampf im Sinne des Radikalismus mit parteipolitischer Ziel-
setzung noch nicht zum bestimmenden Faktor des Gesellschaftslebens 
der Völker geworden. Dagegen machen sich Bestrebungen zur Hebung 
des Wohlstandes der Bevölkerung bei allen sozialen Gruppen bemerk-
bar. So bemühen sich die Großkaufleute, durch Kapitalinvestierungen 
ihre Länder zu industrialisieren und der Arbeiterschaft der Industrie und 
Handwerksanlagen ihre Arbeitsplätze zu sichern. Ebenso versuchen die 
Bauern, um ein eigenes Grundstück zu besitzen, von ihren Feudalherren 
frei zu werden, und schließlich sind die Intellektuellen bestrebt, sich zur 
Elite und zum alleinigen Fürsprecher ihrer Völker zu entwickeln. Stoßen 
die Beteiligten bei der Verfolgung ihres Zieles auf innere und äußere 
Schwierigkeiten, so suchen sie die Schuld in Europa, sie betrachten ihre 
Schwäche als eine Folge des europäischen Kolonialismus. Lim dieses Ge-
fühl des Mißtrauens gegenüber den Europäern noch weiter zu verstär-
ken, setzten die Sowjets eine aktive Propaganda ein, durch die sie man-
chen Erfolg erzielen konnten.



Rückzug Westeuropas und Vormarsch Rußlands
Die politische Struktur der Länder Asiens hat sich nach dem Zweiten 

Weltkrieg, also innerhalb von zwölf Jahren (1945 bis 1957) erheblich 
verändert. Ein kurzer Blick auf die Karte Asiens genügt, um dies zu 
erkennen. China, Viethnam, Nordkorea und Tibet wurden kommuni-
stisch. Dadurch drangen die Sowjets bis in weiteste Gebiete Asiens vor. 
Indien, Indonesien, Pakistan, Burma, Ceylon, die Philippinen, Syrien, 
Libanon, Jordanien usw. wurden frei, und nur Pakistan begab sich in 
das westliche Lager. Einige dieser Länder nahmen einen neutralistischen 
Kurs, um zwischen der Ost-West-Kontroverse in eigenem Sinne handeln 
zu können. Kurz gesagt, Westeuropa erlebte seinen Rückzug aus dem 
asiatischen Raum, Rußland aber marschierte siegreich vor. Der west-
europäische Rückzug bestand entweder aus einem freiwilligen Verzicht 
des Kolonialismus, wie es England oder Holland zeigten, oder aus einem 
unfreiwilligen, wie es bei Frankreich der Fall war. Westeuropa aber 
hinterließ in seinen ehemaligen Kolonien seinen kulturellen und zivili- 
satorischen Einfluß, seine technisch-maschinellen Erneuerungen und seine 
moderne Denkart, Einflüsse, die wie ein Denkmal immer wieder an 
Europa erinnern mußten.

Westeuropa aber begann, dieses sein Denkmal selbst zu beseitigen. 
Zahlreiche Menschen konnten sich in Europa mit den Tatsachen der Ent-
wicklung im asiatischen Raum kaum abfinden. Das Gefühl, vormals zu 
einem herrschenden Kontinent gehört zu haben, machte sich in manchen 
Kreisen Westeuropas deutlich bemerkbar. Bedauerlicherweise war West-
europa mit den eigenen Problemen zu sehr belastet, so daß es sich nicht 
fähig zeigte, den freigewordenen Staaten beim Aufbau behilflich zu sein. 
Dadurch enstand ein Vakuum zwischen Europa und Asien. Bis die Ver-
einigten Staaten von Amerika einigen freien Ländern Asiens ein reales 
Hilfsangebot gemacht hatten, nutzte Moskau bereits das Vakuum und 
schaffte schrittweise die Voraussetzungen für sein späteres Vorgehen.

Die Sowjets hatten bereits 1917 ihren Kampf den „europäischen 
imperialistischen Räubern“ angesagt, wie dies in dem Aufruf der Sowjet-
regierung an die Völker des Orients vom 3. Dezember 1917 zum Aus-
druck gebracht wurde. Diese Kampftribüne wurde von Moskau seitdem 
nicht verlassen. Moskau hielt an seiner These fest. Schritt für Schritt be-
gann es die Länder Asiens zu infiltrieren, zahlreiche Menschen wurden 
für die Ideologie gewonnen, die dann als Stimmungsmacher für die 
Sowjets im Kampf gegen Westeuropa auftraten.

Die Völker Europas bemühen sich in der Gegenwart, den Nationalis-
mus in ihren eigenen Reihen zu beseitigen, ein Prozeß, der bisher noch 
nicht beendet ist. In gleicher Weise wurden von Europa und Amerika 
auch in Asien Kampfparolen gegen den Nationalismus aufgestellt in 
einer Zeit, in der die Völker Asiens und Afrikas gerade erst den Na-
tionalismus als Mittel zur Selbstbehauptung hervorgehoben hatten. Von 
europäischer Seite wurde dieser Nationalismus häufig überschätzt und 
als eine Nebenerscheinung des Kommunismus bezeichnet. So geriet die-
ser mißverstandene Nationalismus der Völker Asiens und Afrikas in 
die Drehmühle der Sowjets und wurde dadurch in einen Verbündeten 
des Kommunismus umgewandelt. Erst als die verheerenden Folgen dieses 
Vorgehens sich bemerkbar machten, warnte Europa, daß der Nationalis-
mus Asiens die Welt in Brand stecken möchte.

In der Zeit, in der Westeuropa von seinem Kolonialismus mit bestem 
Willen und im richtigen Augenblick zurücktrat, verzichtete es leider 
ebenfalls auf seine geistig-kulturelle Aufklärungstätigkeit gegen den 
sowjetrussischen Imperialismus. Moskau dagegen stellte mehrfach anti- 
westliche Parolen auf, angefangen von einer „Friedensbewegung“, anti- 
kolonialen und antiimperialistischen Phrasen und Koexistenzparolen 
bis zu einem Hilfsangebot in wirtschaftlicher, kultureller und militä-
rischer Hinsicht. Dabei blühte der Kolonialismus Rußlands weiter. Um 
diesen russischen Kolonialismus den Völkern Asiens und Afrikas zu 
enthüllen, wurde im Zeitalter der Freiheitsbestrebungen von West-
europa sehr wenig unternommen. Rußland dagegen wandelte seine Kolo-
nialländer wie Turkestan und den Kaukasus zu Schaufenstern mit Ver-

lockungen für den Orient um, die eigentlichen Vorgänge der kolonialen 
Politik Rußlands in diesen Ländern aber blieben vollkommen verborgen

Sämtliche westlichen Anstrengungen dagegen richteten sich auf den 
Kampf gegen den Kommunismus. Die Verteidigung der freien Länder 
Asiens vor der kommunistischen Aggression war eines der Hauptziele 
des westlichen Denkens und Handelns. In dieser Hinsicht wurde vieles 
erreicht. Aber waren diese Bestrebungen den Menschen allgemein ver-
ständlich? Kaum, und warum nicht? Weil die Völker des Orients, die 
unter der westeuropäischen Herrschaft gelebt hatten, genügende Erfah-
rungen über diese gesammelt hatten. Sie blickten mit Mißtrauen auf 
den aussterbenden Kolonialismus Westeuropas und waren voller Zweifel, 
ob dieser bei irgend einer Gelegenheit nochmals zur Geltung kommen 
könne. Die von Moskau verbreiteten Parolen des Antikolonialismus 
und Antiimperialismus waren ihnen aus dem Herzen gesprochen.

Gewiß stehen sehr viele Menschen in Asien und Afrika dem Kommu-
nismus mit Skepsis gegenüber, was aber nicht nur ein Verdienst West-
europas, sondern vielmehr des Islams ist, der innerhalb seines Wirkungs-
raumes eine atheistische Lehre nicht zulassen will. Die eigentliche 
Schwierigkeit einer antikommunistischen Tätigkeit in Asien liegt jedoch 
darin, daß die Sowjets nicht unter den Parolen des Kommunismus vor-
gehen. Die Schlagworte wie „Russen und Inder sind Brüder“, „Die Rus-
sen sind die besten Freunde der Araber“, „Die Russen sind die Befreier 
der Afrikaner“, „Die Russen sind keine Imperialisten“, „Die Russen 
sind Friedenskämpfer“, „Die Russen suchen keine wirtschaftlichen Vor-
teile in Asien und Afrika“ und „Die Russen haben keine Stützpunkte 
in Asien und Afrika“ beherrschen in der Gegenwart bereits die Gedan-
ken vieler Menschen. Es ist das Russentum, das in Asien nach außen 
triumphiert, hinter dem sich aber der Kommunismus versteckt hält.

Für einige westeuropäische Länder war es wegen ihrer Vergangenheit 
in Asien unmöglich, erneut in Aktion zu treten. Einen besonderen 
Dienst hätte die Bundesrepublik Deutschland auf Seiten der Westmächte 
im Orient leisten können, doch wurde ein derartiges Vergehen von 
mehreren Seiten unterminiert, bevor sie in Aktion treten konnte. Die 
Bundesrepublik Deutschland geriet in das Fahrwasser der Gegensätze 
zwischen Arabertum und Judentum, wobei sie von einigen Seiten als 
judenfreundlich und von anderen Seiten als araberfreundlich bezeichnet 
wurde. Diese gegensätzlichen Meinungen erweckten stellenweise im 
Orient ein gewisses Mißtrauen gegenüber der Bundesrepublik ein Ge-
fühl, das jedoch erst in seinem Anfangsstadium steht. Andererseits ver-
suchten Moskau und Pankow, die Bindung der Bundesrepublik an die 
westliche Gemeinschaft auszunutzen, um sie im Orient aktionsunfähig 
zu machen.

Der westeuropäische Rückzug, die amerikanische Einwirkung und der 
russische Vormarsch in Asien weisen unterschiedliche Charakterzüge 
auf. Während erstere bei ihren Bestrebungen, in Asien einen Zusammen-
schluß der Regierungen in irgend einer Organisation vorziehen, bevor-
zugen es letztere, direkt zu handeln. Der Westen ist vorwiegend an dem 
Zustandekommen eines Geschäftsabschlusses interessiert, die Sowjet-
russen aber bemühen sich hauptsächlich, ihre ideologischen Ansichten 
einzuführen, wobei das geschäftliche Interesse nicht ausgeschlossen wird. 
Während der Westen von Regierung zu Regierung wirkt, arbeiten die 
Russen von Mensch zu Mensch, also innerhalb der Massen mit Hilfe 
ihrer Vertrauten. Schließlich besitzt der Westen in keinem freien Lande 
Asiens eine Tarnorganisation, Rußland aber unterhält eine Reihe solcher 
wie „Friedens-Gesellschaften“, „Gesellschaft zur Pflege der Beziehungen 
mit der Sowjetunion“, „Fortschrittliche Schriftstellerverbände", „anti- 
kolonialistische und antiimperialistische Vereine“ usw. Während west-
liche Kreise auf ein Zusammengehörigkeitsgefühl der Völker Asiens mit 
Skepsis blicken, fördern die Sowjets, natürlich mit eigener Zielsetzung, 
eine Solidarität der Länder Asiens und Afrikas. Hinzu kommt, daß die 
Westmächte ihre Politik in Asien nicht koordinieren und anpassungs-
fähig gestalten, während der Ostblock von Peking bis Prag, von Mos-
kau bis Bukarest das Gegenteil macht. Unter diesen Umständen kann 
man nur erstaunt fragen: „Wo gehst du hin, Asien?“



Asiatische Bestrebungen und
Das Gefühl der Schwäche gegenüber den Großmächten, das Streben 

nach der Lösung der Probleme im Rahmen des asiatischen Kontinents, 
die Sehnsucht nach einer Selbstbehauptung und der Glaube an das Vor-
handensein eines Gemeinschaftsgefühls bei den Völkern Asiens, trieben 
einige Intellektuelle Indiens 1954 zur Bildung eines Solidaritätskomitees 
der Länder Asiens. Diesem, anfänglich auf einen sehr kleinen Kreis be-
grenzten, Komitee gelang es erst kurz vor Beginn der Konferenz der 
Länder Asiens und Afrikas in Bandung, im Jahre 195 5, eine Konferenz 
zu berufen, zu der eine Reihe privater Vertreter der asiatischen Länder, 
darunter auch der Sowjetunion, eingeladen wurden. Auf jener Konferenz 
in Delhi wurde beschlossen, in jedem Land Asiens ein „nationales Soli-
daritätskomitee der Länder Asiens“ zu bilden. Tatsächlich konnte dieses 
bis Ende 19 56 in fast allen Ländern Asiens gegründet werden. Das 
eigentliche Ziel dieser Komitees war es, die Zusammenarbeit der Länder 
Asiens zu fördern. Moskau erfaßte sofort die Situation, schloß sich dem 
Zeitgeist Asiens an und trat als einer der Förderer der asiatischen So-
lidarität auf. Die Sowjetunion bildete im Mai 1956 ein „sowjetisches 
Solidaritätskomitee der Länder Asiens“, aus zwanzig Personen be-
stehend, unter dem Vorsitz des turkestanischen Dichters Mirza Tursun- 
Zada, dem maßgebende Vertreter der Wissenschaft, Wirtschaft, Litera-
tur, Gewerkschaft sowie Staats- und Parteifunktionäre angehörten. 
Durch die Bildung dieses sowjetischen Komitees war es Moskau möglich, 
aktiv innerhalb der asiatischen Solidaritätskomitees mitzuwirken. Die 
Zielrichtung der verschiedenen Komitees war jedoch nicht einheitlich, 
da sie von der Politik ihrer Regierungen oder den Tagesereignissen be-
einflußt wurde. So wirkten die Komitees der neutralistischen Länder wie 
Indiens, Burmas und Indonesiens etwa im Sinne der Koexistenz, die der 
westlich orientierten Länder auf objektiver Basis, während die kommu-
nistischen Solidaritätskomitees (in der Sowjetunion, in China, in der 
Mongolei, in Nordkorea) versuchten, die Bewegung ideologisch zu be-
einflussen und antiwestlich zu gestalten.

Den ersten Grundstein für die asiatischen und afrikanischen Solida-
ritätsversuche legte 195 5 die Konferenz in Bandung, auf der der Wunsch 
zu einer engen Zusammenarbeit der Völker dieser zwei Kontinente zum 
Ausdruck gebracht wurde. Seitdem konnten jedoch die Vertreter der 
asiatisch-afrikanischen Staaten zu einer erneuten Konferenz nicht Zu-
sammentreffen, und die Pflege der asiatisch-afrikanischen Solidarität 
blieb eine Angelegenheit der Solidaritätskomitees. Diese Komitees hat-
ten ihre Tätigkeit besonders in der Zeit der Suez-Aktion Israels, Frank-
reichs und Englands aktiviert und versuchten, überall Protestaktionen 
zu organisieren. Da die Sowjets in dieser Hinsicht besonders hervor-
traten, mußten die Solidaritätskomitees schließlich auf ihren Führungs-
anspruch zugunsten der sowjetischen Solidaritätskomitees verzichten, 
das sogar behauptete, Sprecher von 1,3 Million Menschen zu sein.

Im Dezember 1956 gelang es den nationalen Komitees unter starker 
Beteiligung der Sowjets in Delhi, eine Konferenz der Schriftsteller Asiens 
zu veranstalten. Diese Schriftstellerkonferenz war eine ideologische Ver-
sammlung, die in ihrer Beschlußfassung weitgehend unter sowjetischem 
Einfluß stand. Es ist geplant, die Träger des Geisteslebens Asiens und 
Afrikas 1958 in Taschkent, dem Zentrum der sowjetischen Orientpre- 
paganda, erneut zu versammeln. Sollte es den Sowjets gelingen, diese 
dichterischen Kräfte in ihrem Sinne zu beeinflussen, dann kann der 
geistige Erfolg Moskaus mit Sicherheit nicht ausbleiben. Das Eindringen 
der sowjetischen Denkart in das Geistesleben des Orients war ein we-
sentlicher Vormarsch Moskaus im Orient, denn bisher blieb die Zahl 
der Kommunisten im Orient gegenüber den europäischen Kommunisten 
sehr gering. Eine derartige Einwirkung auf das Geistesleben, die eine 
Massenbewegung zustande bringen kann, ist sehr viel gefährlicher als 
eine offene kommunistische Propaganda.

Im Oktober 1957 übernahmen die Solidaritätskomitees die Initiative 
zur Berufung eines Kongresses der Länder Asiens und Afrikas in Kairo. 
Ein Vorbereitungskomitee von Vertretern aus zwölf Ländern, dar-
unter auch der Sowjetunion und der Volksrepublik China, beschloß, 
in allen Ländern Asiens und Afrikas eine „Solidaritätswoche“ zu orga-
nisieren, in der durch Kundgebungen, Vorträge, Aufsätze und Aus-
stellungen das gemeinsame Interesse Asiens und Afrikas zum Ausdruck 
gebracht werden sollte. Die Tage vom 1. bis 8. Dezember wurden als 
eine solche Woche bekanntgegeben. Besonders demonstrativ gestaltete 
sich die „Solidaritätswoche“ in den Republiken der Sowjets in Turkestan

die sowjetische Wachsamkeit
und dem Kaukasus. Es wurden zahlreiche Vorträge über die gegenwär-
tige Lage Asiens gehalten, Filme aus den asiatischen Ländern gezeigt, 
sowie Reden von sowjetischen Propagandisten, angefangen vom Minister 
und Professor bis zum Arbeiter und Hirten, gehalten, die alle betonten, 
daß die Interessen der Sowjetunion die gleichen wie die der Völker 
Asiens seien. Schließlich betonte man, daß die Völker der Sowjetunion 
mit vollem Verständnis und Mitgefühl für die Angelegenheiten Asiens 
und Afrikas zu der Konferenz nach Kairo ihre Vertreter senden würden. 
In gleichem Sinne äußerte sich der Vorsitzende des chinesischen Komi-
tees der Solidarität, Go-Mo-dsho und sein Stellvertreter, Burchan, Vor-
sitzender des Allchinesischen Islam-Vereins, am 14. Dezember 1957, mit 
dem besonderen Hinweis, daß 600 Millionen Völker Chinas mit brüder-
lichem Gefühl und Selbstlosigkeit die Konferenz begrüßen würden. Am 
16. Dezember 1957 erklärte der Staatsminister Syriens, Salih Akil, u. a.:

„Die Solidarität der Völker Asiens und Afrikas bedeutet eine Krafr, 
die es ermöglidtt, die iinperialistiscken Aggressoren zu unterdrücken.“

Auch aus mehreren Ländern Asiens waren derartige Stimmen zu 
hören. Daß Ägypten als Gastgeber eine noch stärkere Propaganda be- 
trieb, versteht sich von selbst. Während vor Beginn der Solidaritäts-
konferenz in Kairo in fast allen Ländern Asiens vorwiegend antiwest-
lich gesinnte Erklärungen abgegeben wurden oder öffentliche Veranstal-
tungen stattfanden, die die Solidarität der Völker Asiens und Afrikas 
zum Ausdruck brachten, ohne eine Kritik gegenüber dem Westen aus-
zuüben, schwieg man in den Ländern des Westens über diese Konferenz. •

Die Konferenz in Kairo, die vom 26. Dezember 1957 bis 1. Januar 
1958 unter Teilnahme von rund 500 Delegierten aus 43 Ländern statt-
fand, befaßte sich vorwiegend mit internationalen Fragen wie Ab-
rüstung, Ächtung der Atomwaffen, Rassenfragen, nationale Unabhängig- 
keit der kolonialen Länder, sowie mit den Problemen der wirtschaft-
lichen und kulturellen Zusammenarbeit der Länder Asiens und Afrikas. 
Unter den Delegierten waren die sowjetischen und chinesischen Dele-
gierten zahlenmäßig die stärksten. Außerdem waren aus allen Satel-
litenländern Osteuropas und aus der Sowjetzone Deutschlands Beob-
achtungsgruppen anwesend. Die sowjetische Delegation leitete der 40- 
jährige Vorsitzende des Obersten Sowjet Özbekistans, Scharaf Raschid, 
ein ehemaliger Lehrer, Redakteur und Dichter, der seit 1939 Kommu-
nist und jetzt zugleich sowjetischer Propagandist im Orient ist. Er ist 
in Asien als „Präsident der selbständigen Republik Özbekistan“, als 
„stellvertretendes Staatsoberhaupt der Sowjetunion“ bekannt. Er trat 
auf der Konferenz als Verteidiger des sowjetischen Standpunktes 
auf und bot die „großzügige, uneigennützige“ wirtschaftliche und 
kulturelle Hilfe der Sowjetunion den Ländern Asien und Afrikas 
an. Es war unvermeidlich, daß die Konferenz zu einem großen Teil den 
sowjetischen Standpunkt annehmen mußte, wie in den Fragen der Ab-
rüstung, der Atomwaffen und der nationalen, kolonialen Fragen. Aber 
nicht immer konnten die Sowjets ihre Gedanken durchsetzen. Der ägyp-
tische Vorschlag über einen wirtschaftlichen Zusammenschluß Asiens, 
der von den Sowjets unterstützt wurde, die sowjetischen Vorschläge der 
Verurteilung der Rassendiskriminierung in der ganzen Welt, einschließ- 
lich Amerikas und einer Bekämpfung der amerikanischen Wirtschafts-
hilfe wurden abgelehnt. Dagegen forderte man die Abschaffung des 
Bagdad-Paktes und der SEATO.

— Die Vertreter der Sowjets bemühten sich besonders, den sowjetischen 
Standpunkt in den Fragen der nationalen Unabhängigkeit der kolonialen 
Völker und der Protektorate zur Geltung zu bringen. Die Sowjets for-
derten die Delegierten auf, sich für die volle Unabhängigkeit aller klei-
nen und großen Kolonialländer Afrikas und Asiens einzusetzen. In 
dieser Hinsicht wurde der sowjetische Standpunkt, der auf der XII. Voll-
versammlung der Vereinten Nationen 1957 von dem angeblichen Außen-
minister Özbekistans, Gani Sultanov, zum Ausdruck gebracht worden 
war, nochmals wiederholt und fand ein sehr günstiges Echo. Eine ehr-
liche Sympathie mehrerer Delegierter der Konferenz für die Sowjets war 
unvermeidlich, da die Turkestaner, die aus den Reihen der kolonialen 
Völker und dazu noch aus dem Herzen Asiens kamen, die Sprecher der 
Sowjets waren. Die Sowjetführung hatte es wiederum verstanden, ihren 
eigenen Kolonialismus zu verstecken und gerade diese als Vertreter 
„freier unabhängiger nationaler Staaten im Verband der Sowjetunion“ 
gegen den Kolonialismus auftreten zu lassen. Es wurde schließlich eine 
Resolution angenommen, in der die Großmächte aufgefordert wurden. 



sofort allen kolonialen Völkern völlige Unabhängigkeit zu gewähren. 
Niemand war zugegen, der hätte aufstehen können, um zu fragen, wann 
Turkestan oder die Mongolei ihre Unabhängigkeit erhalten würden. So 
konnten die Sowjets in dieser Hinsicht wiederum triumphieren, was 
durch die Schweigsamkeit des Westens, die Unkenntnis der Verhältnisse 
in der Sowjetunion von Seiten der Völker Asiens und durch die Beredt- 
samkeit und Aktivität Moskaus bedingt war.

Man hat sich im Westen angewöhnt, wenn eine Regierung Asiens mit 
der westlichen Meinung und den westlichen Wünschen nicht überein-
stimmt, diese als dem Kommunismus freundlich hinzustellen. So wurde 
auch die Konferenz in Kairo beurteilt. Einige Zeitungen schrieben sogar 
von einer „Narrenkomödie in Kairo“ oder einer „antiwestlichen De-
monstration“ und ähnlichem. Wenn wir im Westen von yorneherein 
von den Vorgängen in Asien und Afrika Abstand nehmen, dann kann 
dies zu nichts anderem führen, als daß die Länder Asiens den sowje-
tischen Bestrebungen nachgeben. Das Abendland mit seiner realen Denk-
art sollte in verstärktem Maße versuchen, Gefühl und Geist des Morgen-
landes zu verstehen. Diese Einfühlung kostet weniger Mühe als durch 
die Verletzung des empfindlichen Morgenländers geschadet wird.

Asien und Afrika haben sich noch nicht als eine dritte Kraft heraus-
gebildet. Auch die Bildung eines ständigen Generalsekretariats für die 
Solidarität Asiens und Afrikas kann hierzu noch keine Voraussetzungen 
bieten. Die Sowjets aber werden ununterbrochen daran arbeiten, Asien 
möglichst zu neutralisieren und seine Völker zu verwirren. Wehklagen 

wie „Die Nichtdenkenden erkennen nicht, daß die nämlichen imperiali-
stischen Mächte des Westens ständig Souveränitätsrechte über fremde 
Völker aufgegeben haben. Niemals wird geflüstert, daß die Sowjetunion 
ein neues, und weit dunkleres Imperium aufgebaut hat" wie sie aus den 
Zeilen der „New York Times“ ersichtlich sind, nutzen uns wenig Die 
„Nichtdenkenden“ haben wohl erkannt, daß die Westmächte ihnen 
Souveränitätsrechte gegeben haben, aber das eigentliche Übel liegt bei 
den „Denkenden“, wie in der Orientpolitik des Westens, der bisher 
keine massenbewegende Aufklärungsaktion über dieses Imperium So-
wjetrußland im Orient unternommen hat.

Asien und Europa befinden sich zur Zeit in einer gefährlichen Situa-
tion, in der das gegenseitige Verstehen fehlt. Aus Mißverständnissen 
heraus versucht man, getrennt zu marschieren. Durch Provokationen 
macht man sich gegenseitig Vorwürfe und versucht, die nationalen Inter-
essen nach eigenem Ermessen zur Geltung zu bringen. Ungewollt wird 
dadurch Sowjetrußland eine Chance bei seiner Tätigkeit, Asien gegen 
Europa und Europa gegen Asien auszuspielen, gegeben.

Eine euro-asiatische Aktionsgemeinschaft, gegenseitige Respektierung 
nationaler Eigenarten und gemeinsame Bestrebungen um die Lösung 
der Probleme, sowie die Beseitigung bestehender Vorurteile können 
Asien und Europa vor der sich vorwärtsschiebenden Walze Sowjetruß-
lands und des Kommunismus bewahren. Die Verkennung der Tatsache, 
daß Morgenland und Abendland in geistiger, kultureller und wirtschaft-
licher Hinsicht voneinander abhängig sind, bedeutet bereits den Beginn 
des LIntergangs beider.>

HANS KOCH

Die Zusammenarbeit Moskaus und Pekings 
während der europäischen Satellitenkrise 

(1956-1957)
Vortrag *),  gehalten am 3. Juli in Tutzing

I. Die außenpolitische Kollaboration
1. Die satellitenfreundliche Haltung Chinas

Die Volksrepublik China, mit der Sowjetunion seit 1. 9. 1949 poli-
tisch und ideologisch verbündet, hat in den ersten Phasen des atlantisch- 
satellitischen Konfliktes offenbar den „Nationalkommunismus" unter-
stützt: Während des Parteikongresses der Kommunistischen Partei 

, Chinas (September 1956) wurde der polnische Delegierte Ed. Ochab 
demonstrativ von Mao Tse-tung empfangen; auf dem Höhepunkt des 
polnischen „Unabhängigkeitskampfes" (Oktober 1956) registrierten 
polnische Blätter geflissentlich die Sympathien Rot-Chinas für ihr An-
liegen; während der drohenden Auseinandersetzungen zwischen „Stali-
nisten“ und „Reformisten“ auf der VIII. Plenum-Konferenz der Polni-
schen Vereinigten Arbeiterpartei soll — angeblich — ein rotchinesisches 
Interventionstelegramm an Chruschtschow die Polen vor dem Schicksal 
Ungarns bewahrt haben.

Auch gegenüber Jugoslawien und Ungarn wahrte Peking zunächst eine 
wohlwollende Neutralität: Es ließ z. B. die Rede Titos abdrucken, die 
dieser am 11. 11. 1956 gegen Moskau in Pola gehalten hatte und ver-
öffentlichte sogar die Erklärung der asiatischen „Colombo"-Staaten, die 
die ungarische Erhebung als berechtigtes Aufbegehren eines freiheits-
liebenden Volkes bezeichnete und das russische Eingreifen als „fremde 
Intervention“ verurteilte. Noch in den ersten Tagen des ungarischen

1) Eine, stark erweiterte, aber nur bis Ende April reichende Fassung des 
ganzen Vortrages erschien im „Jahrbuch der Albertus-Universität zu Königs- 
berg/Pr.“ 1958 — Band VIII. (Herausgg. vom Göttinger Arbeitskreis, Göttin-
gen 1958).

Der vorliegende Auszug berücksichtigt bereits die Geschehnisse nach dem 
genannten Zeitpunkt, etwa bis 15. Juli 1957.

Aufstandes gingen Peking und Belgrad insofern parallel, als sie beide 
die scharfe Intervention der Russen ablehnten und dringend zu Refor-
men in Budapest rieten.

Aber in den folgenden Tagen schwenkte die Politik Pekings — wäh-
rend sich der Außenminister Tschu En-lai auf seiner großen Südseereise 
befand —um. Sie folgte hierin einerseits einem wahrscheinlichen und 
dringenden Appell Chruschtschows, der angesichts des drohenden Abfalls 
aller Satelliten auf eine „Demonstration geschlossener Einheit des ganzen 
Ostblocks“ drängte und andererseits dem eigenen Wirtschaftsinteresse, 
das — bei etwaigem Verlust sowjetischer und satellitischer Lieferungen 

— um die Fortschritte des I. und II. rotchinesischen Fünfjahresplanes 
besorgt sein mußte.

Damit rückte die pazifische Bastion der Sowjetunion, die Volksrepu-
blik China, zur Wiedergewinnung der verlorengegangenen atlantischen 
Sowjetflanke auf.

2. Die politische Schwenkung der Volksrepublik China 
a) Das schiedsrichterliche Dokument

Am 29. 12. 1956 veröffentlichte die rotchinesische Zeitung JEN MIN 
JIH PAO (Volksblatt) einen Artikel „Noch einmal über die historischen 
Erfahrungen der Diktatur des Proletariats". Der Aufsatz ist auf Grund 
von Beschlüssen geschrieben, die auf der erweiterten Sitzung des Polit-
büros des ZK der Kommunistischen Partei Chinas vom 28 1 2. 1 956 
gefaßt worden sind; er wurde in der folgenden Nacht von der Moskauer 
TASS gesendet und tags darauf am 30. 12. 1956 von der Moskauer 



Iswestija vollständig russisch veröffentlicht. Seine Bedeutung geht daher 
weit über den Bereich einfacher Zeitungsartikel hinaus.

Formell zeigte das Dokument, in welch hohem Maße die KP Chinas 
sich die westliche Sprache der marxistischen Terminologie angeeignet hat; 
mit keiner einzigen Silbe auf die eigene, jahrtausendealte chinesische 
Literatur oder Philosophie eingehend, beherrscht die volksdemokratisch-
chinesische Deklaration den Wortschatz und die Ausdrucksweise des 
marxistisch-sowjetischen Bereiches so vollkommen, daß man weithin ver-
führt ist, ein russisches Original dieses Dokumentes anzunehmen.

Inhaltlich gibt sich die volksdemokratisch-chinesische Erklärung als 
eine sachlich-politische Stellungnahme zu den Ereignissen in Europa 
nach dem Tode Stalins und insbesondere während der sogenannten 
national-kommunistischen Revolution in Polen und in Ungarn, Herbst 
1956.

Die Art der Aufmachung dieses Dokumentes, seine nachfolgende 
respektvolle Veröffentlichung durch die Sowjetunion und seine un-
mittelbar anschließende Unterstreichung durch eine Reihe bedeutsamer 
politischer Reisen des rotchinesischen Außenministers Tschu En-lai sowie 
des Staatspräsidenten Mao Tse-tung verleihen ihm den Rang und die 
Bedeutung eines Schiedspruches in den innerkommunistischen 
Streitigkeiten zwischen Moskau und seinen europäischen Satelliten.

Der Schiedsspruch entscheidet die drei großen Streit-
fragen, die innerhalb der kommunistischen Weltfront während der 
Berichtszeit 1956 offenbar geworden waren:

1. Die Abschaffung des Persönlichkeitskultes wird anerkannt, die da-
mit zusammenhängende Verurteilung Stalins jedoch nur zum Teil bestä-
tigt: „Stalin hat große Verdienste in der Entwicklung der Sowjetunion 
und der Entwicklung der internationalen kommunistischen Bewegung . . . 
Sein Leben war, ungeachtet mancher von ihm im letzten Abschnitt ge-
machter ernster Fehler, das Leben eines großen Revolutionärs, eines 
Marxisten-Leninisten. Obwohl seine Fehler der Sowjetunion Schaden 
zufügten, hat die sozialistische Sowjetunion in der Zeit der Leitung 
durch Stalin dennoch eine kolossale Entwicklung genommen."

2. Die von den sogenannten Nationalkommunisten Zwischeneuropas 
geforderte Revision des russischen „demokratischen Zentralismus“ (d. h. 
der Moskauer Vorherrschaft) wird abgelehnt: „Die Imperialisten und 
alle konterrevolutionären Elemente fordern in der Absicht, unserer Sache 
einen Schlag zu versetzen, dauerd von uns .Liberalisierung“ und konzen-
trieren ständig die Kräfte auf die LIntergrabung des leitenden Apparates 
in unserem Werk, auf die Zerstörung des Kerns des Proletariats — der 
Kommunistischen Partei. Diese Tatsache bezeugt, welch große Bedeu-
tung für die grundlegenden Interessen der Volksmassen die Verteidigung 
der Autorität des demokratischen Zentralismus besitzt, d. h. die Vertei-
digung der Rolle, die die Führung durch die Partei hat.“

3. Die konkreten Äußerungen des von den sogenannten Nationalkom-
munisten geforderten Revisionismus in LIngarn und in Jugoslawien 
werden ausarücklich verurteilt: Die Ereignisse in LIngarn waren nach 
Ansicht des rotchinesischen Schiedsspuches eine echte Konterrevolution; 
die sowjetische Intervention in LIngarn war eine „Hilfeleistung an die 
sozialistischen Kräfte“ des Landes und notwendig geworden als „Durch-
führung der Diktatur des Proletariats“.

Die Beurteilung der ungarischen Ereignisse durch die Titoisten in 
Jugoslawien wird abgelehnt; „Genosse Tito hat nach unserer Meinung 
keinen objektiven Standpunkt. . . eingenommen. Lins hat in Erstaunen 
versetzt, daß er Ausfälle fast gegen alle sozialistischen Länder und 
gegen viele kummunistische Parteien macht". „Wir sind mit den Be-
hauptungen jugoslawischer Genossen nicht einverstanden, wonach in 
LIngarn grundlegende Änderungen des ganzen bisherigen politischen 
Systems notwendig seien“. „Die ungarischen Genossen sind voll und 
ganz im Recht, wenn sie die Vorschläge der jugoslawischen Genossen 
zurückweisen".

Aufs Ganze gesehen, stellt sich das Dokument als eine weltpolitisch 
bedeutsame und in diesem Augenblick sehr bemerkenswerte Schützen-
hilfe der Volksrepublik China für die bisherige Politik der Sowjetunion 
dar: „Dank dessen, daß die Sowjetunion das erste Land des siegreichen 
Sozialismus und seit dem Aufkommen des Lagers des Sozialismus das 
mächtigste Land in diesem Lager ist und den Völkern der sozialistischen 
Länder und der Staaten der kapitalistischen (!) Welt größte Hilfe er-

weisen kann, stellt sie das Zentrum der internationalen kommunistischen 
Bewegung dar." „Im Interesse der gemeinsamen Sache des Proletariats 
der verschiedenen Länder, im Interesse der gemeinsamen Zurückschla- 
gung des Angriffs des von den LISA dirigierten imperialistischen Lagers 
gegen die Sache des Sozialismus, im Interesse des gemeinsamen Aufstiegs 
der Wirtschaft und Kultur aller sozialistischen Länder müssen wir auch 
weiterhin die Solidarität des internationalen Proletariats mit der Sowjet-
union als Zentrum festigen.“

b) Die aktuellen Folgen des chinesischen Schiedsspruches

Die Folgen des rotchinesischen Schiedsspruches für Europa und den 
asiatisch-afrikanischen Raum sind zur Zeit kaum zu überschätzen:

In Europa erhielt die Sowjetunion durch die rotchinesische Unterstüt-
zung eine sehr notwendige Entlastung und sehr willkommene Hand-
lungsfreiheit: Ungarn konnte endgültig zusammengeschlagen und 
moralisch disqualifiziert werden; Polen konnte in seine Schranken ge-
wiesen und zum Teil beschwichtig werden; Jugoslawien wurde isoliert und 
wird zum Mißvergnügen der Sowjetunion nach Westen abgedrängt.

Umgekehrt erheben die sogenannten „loyalen Satelliten" der Sowjet-
union jetzt um so mehr ihr Haupt: Die Tschechoslowakei sicherte sich 
rasch einige entlastende wirtschaftliche Vorteile. Die sowjetbesetzte 
Zone Deutschlands willigte zwar (Vertrag vom 7. 1. 19 57 in die Statio-
nierung sowjetischer Truppen auf deutschem Boden ein, steigert dafür 
aber von Woche zu Woche den Preis für die „Wiedervereinigung" 
Deutschlands. In den ersten Januartagen 19 57 weilte eine sowjetzonale 
vielköpfige Delegation in Moskau und verhandelte sowohl mit dem 
Kreml als auch mit einer Abordnung der Volksrepublik China; das ab-
schließende Kommunique dieser Besprechungen vom 9. 1. 1957 hat die 
innerdeutsche Politik der SED gestärkt, der sowjetzonalen Regierung 
die Möglichkeit zu harten politischen Gerichtsurteilen gegen Studenten 
und Professoren gegeben und die augenblickliche Stabilisierung des 
Pankower Regimes verlängert.

Das schiedsrichterliche LIrteil der Volksrepublik China muß natürlich 
in klingender Münze bezahlt werden. Das bedeutet — nach dem Ausfall 
der polnischen und ungarischen Tribute und angesichts notwendig ge-
wordener sowjetischer Stützungsaktionen für die wirtschaftlich bedrohten 
Rebellen — eine neue wirtschaftliche Belastung der loyalen Satelliten, 
insbesondere der sowjetbesetzten Zone Deutschlands.

Das Entscheidende an der Intervention Rot-Chinas in innereuropäische 
Angelegenheiten aber ist, daß sie von einer europäischer Macht (als 
welche sich der Kreml stets gebärdet) in Anspruch genommen und in 
einer zentralen europäischen Streitfrage — zum Teil mit Gewalt — auch 
durchgeführt wurde. Es gibt kein geschichtliches Beispiel für eine der-
artige Schiedsrichterrolle außereuropäischer Mächte in innereuropäischen 
Händeln; die einstigen Eingriffe Dschingis-Khans im 13 Jh. und die 
Interventionen der Osmanen vom 14. bis 17. Jh. waren faktische 
Machthandlungen mit politischem Gewicht, nicht aber angerufene In-
stanzen mit schiedsrichterlichen Attributen.

Der beispiellosen Intervention, ja Schiedsrichterrolle einer außer-
europäischen Macht in Europa, entspricht keine paritätische 
Rolle der Sowjetunion in A s i e n ; es stellt sich heraus, daß die Volks-
republik China nicht gewillt ist, den Russen einen gleichen politischen 
Einfluß im asiatischen Einzugsgebiet Pekings zuzugestehen, wie ihn die 
Kommunistische Partei Chinas in Europa erlangt hat. Vielmehr spricht 
alles dafür, daß Moskau den Chinesen für deren helfende Hand ein 
dreifaches Zugeständnis machen mußte:
1. Das chinesische Mitentscheidungsrecht in allen wichtigen weltpoli-
tischen (europäischen und afro-asiatischen) Fragen: Insbesondere wurde 
z. B. selbst die deutsche Wiedervereinigung auf den Rau^ einer asiatisch- 
chinesischen Angelegenheit abgeschoben, indem sie — laut Moskauer 
Schlußkommunique nach der Reise Tschu En-Iais durch die Sowjetunion 
vom 18. 1. 1957 — nur im Zusammenhang mit Nordvietnam und Nord-
korea erwähnt wird; die Wiedervereinigung der drei genannten Länder 
soll „auf demokratischer Grundlage" erfolgen. Praktisch bedeutet diese 
Verflechtung, daß die Wiedervereinigung Deutschlands nicht mehr ein 
innereuropäisches, etwa deutsch-polnisches oder deutsch-russisches Zen- 
tralproblem, sondern ein europäisch-asiatisches, im engeren Sinne rus- 
sich-chinesisches Randproblem geworden ist.
2. Der Primat Chinas im asiatischen und pazifischen Raum: Was die 
Russen den Chinesen in Europa zugebilligt haben, erhielten sie selbst 



keinesfalls in dem für sie so interessanten, ja lebenswichtigen Fernen 
Osten. Insbesondere wird China seine Streitigkeiten mit Formosa, seine 
Auseinandersetzungen mit Japan und seinen Primatanspruch in Ban-
dung fortführen, ohne den Russen auch nur annähernd ein ähnliches 
Mitspracherecht zu konzedieren. Die von den Russen mit so großen 
Opfern aufgebaute faktische Popularität der Sowjetunion im arabischen 
und nordafrikanischen Raum gerät überdies nach dem bedeutsamen 
europäischen Erfolg der Chinesen nunmehr ins Wanken. Das bisherige 
Prestige der Sowjetunion im afro-asiatischen Raum geht zusehends auf 
die Rotchinesen über.
3. Endlich aber gewannen die Rotchinesen durch ihre Schiedsrichter-
rolle in Europa eine neue sehr bedeutsame Wertsteigerung für etwaige 
Verhandlungen mit den noch immer widerspenstigen Vereinigten Staa-
ten von Nordamerika und für weitere Besprechungen mit dem zweit-
größten asiatischen Staat Indien; auf den Höhepunkten der europäi-
schen Satellitenkrise hat z. B. Tschu En-lai seinen indischen Kollegen 
Nehru dreimal besucht.

c) Die permanenten Folgen des chinesischen Schiedsspruches

Der schiedsrichterliche Akt Pekings ist offenbar nicht ein vereinzeltes, 
zufälliges Dokument rotchinesischen Eingreifens in die europäischen 
Streitigkeiten; manches deutet darauf hin, daß sich die VR China als 
eine Art von Dauer Instanz für abendländische europäische — und 
deutsche — Probleme etabliert.

Am 11. 4. 1957 unterschrieb eine polnische Delegation, bestehend 
aus dem Ministerpräsidenten Josef Cyrankiewicz, zwei anderen polni-
schen Ministern (für Kultur und Leichtindustrie) sowie mehreren Staats-
sekretären und Diplomaten in Peking das gemeinsame Kommunique 
nach ihrem Besuch in Rot-China im Anschluß an die polnische mehr-
wöchige Reise durch den Fernen Osten im Frühjahr 1957.

In dem Dokument werden afrikanische, asiatische und europäische 
Probleme — stets unter dem Gesichtspunkt der gemeinsamen Zugehörig-
keit zum „marxistisch-leninistischen Lager“ (Stalin wird nicht genannt) 
— erörtert. Über Deutschland heißt es, laut Iswestija vom 12. 4. 1957:

„In Europa erneuern (die Imperialisten) die militaristischen Kräfte 
West-Deutschlands ..

„Der Eintritt West-Deutschlands in den Nordatlantischen Block und 
seine forcierte Remilitarisierung haben die Spannung in Europa und 
der gesamten Welt erhöht. Im Hinblick auf diese Tatsache befinden 
beide (unterzeichnenden) Parteien, daß der Abschluß des Warschauer 
Paktes eine schlechthin unentbehrliche Maßnahme darstellt, geschlossen 
zwischen den friedliebenden sozialistischen Ländern. Beide Parteien 
bestätigen erneut, daß sie alle Bemühungen zur Herstellung einer kol-
lektiven Sicherheit in Europa unterstützen, die geeignet sind, den Frie-
den für Europa — und für Deutschland — zu sichern und die eine Liqui-
dierung der antagonistischen Militärblöcke fördern. Beide Parteien 
unterstützten zur Gänze die legitimen Bemühungen des deutschen Vol-
kes um die Wiedervereinigung Deutschlands ebenso wie die Bestrebun-
gen der Deutschen Demokratischen Republik in der gleichen Richtung. 
Die Regierung der VR China bestätigt von neuem, daß die heutige 
Westgrenze der VR Polen entlang der Oder-Neiße eine Friedensgrenze 
zwischen Polen und Deutschland ist, daß sie den Interessen der Sicher-
heit in Europa dient und daß ihre Änderung unzulässig ist.“

Mit diesem Dokument, von einer zweiten europäischen Macht erbeten 
und erhalten, meldet sich die VR China abermals als Garant der deut-
schen Wiedervereinigung und als mitbestimmend in der Oder-Neiße- 
Frage an.

Da in dem gleichen Kommunique auch noch alle anderen sowjetisch- 
satellitischen Streitfragen — insbesondere auch die Intervention in Lin-
gam und der Streit mit Tito — berührt und (im Sinne Moskaus) ent-
schieden werden, präsentiert sich das Dokument als erneute Äußerung 
eines offenbar als dauernd angesehenen und noch weitere Urteils- 
Sprüche erheischenden Zustandes: „Es ist unabweislich, konse-
quent gegen alle Abweichungen zu kämpfen und sowohl gegen den 
Dogmatismus als auch gegen den Revisionismus aufzutreten.“ (Unter 
Dogmatismus ist, wie jetzt erhellt, das „Abweichlertum" der Molotow- 
Kaganowitsch-Gruppe in Moskau, unter Revisionismus Jugoslawien zu 
verstehen.)

Auf beide bezieht sich der kennzeichnende Satz: „In diesem (Spruch) 
ist die hoffnungsvolle Garantie (!) enthalten, daß die Schwierigkeiten 
faktisch überwunden und die feindlichen Anschläge vereitelt werden, 
die auf die Vernichtung des sozialistischen Aufbaus ausgehen“ *)•

II. Die innenpolitische Differenzierung
1. Die Rede Mao Tse-tungs vom 27. Februar 1957

Entgegen dieser so auffallenden außenpolitischen Zusammenarbeit 
spielt sich zwischen den beiden kommunistischen Supermächten eine 
innenpolitische Auseinandersetzung ab, deren Ende zwar noch nicht 
vorausgesehen werden kann, die aber schon jetzt auf eine stärkere 
Betonung der rotchinesischen Sonderstellung hinausläuft.

Am 27. 2. 1957 hielt der Führer der chinesischen Kommunisten Mao 
Tse-tung vor der 11. (erweiterten) Tagung des Obersten Staatsrates 
des Landes eine Rede, die allgemein als besonderes Merkmal einer sich 
neu entwickelnden Spielart des rotchinesischen Kommunismus angese-
hen wird.

Die Rede wurde erst am 18. o. 1957 von der chinesischen Nachrich-
tenagentur „Hsinhua“ unter der Überschrift „Über die richtige Lösung 
von Widersprüchen im Volke“ veröffentlicht.

Eine russische Übersetzung der Rede erschien in der „Prawda“ vom 
12. 6. 1957. Eine deutsche Übersetzung brachte „Neues Deutschland“ 
(Ostberlin) am 22. 6. 1957. Nachstehend einige Auszüge:

Die neue Interpretation .des Dogmas von den „antagonistischen Wi-
dersprüchen“.

„Nie war unser Land so geeint wie heute. Die Siege der bürgerlich- 
demokratischen Revolution und der sozialistischen Revolution zusam-
men mit unseren Erfolgen beim sozialistischen Aufbau haben das Ge-
sicht des alten Chinas rasch verändert. Das bedeutet jedoch nicht, daß 
es in unserer Gesellschaft keine Widersprüche mehr gibt. Es wäre naiv, 
zu glauben, daß keine Widersprüche mehr vorhanden sind. Das zu tun, 
hieße die objektive Wirklichkeit mißachten. Wir sehen uns zwei Arten 
von sozialen Widersprüchen gegenüber — Widersprüchen zwischen uns 
und dem Feind und Widersprüchen im Volk. Diese beiden Arten von 
Widersprüchen sind ihrer Natur nach grundverschieden.

Die Widersprüche zwischen uns und unseren Feinden sind antago-
nistischer Art. In den Reihen des Volkes sind Widersprüche zwischen 
den Werktätigen nicht antagonistisch.

Unsere Volksregierung ist eine Regierung, die die Interessen des 
Volkes wahrhaft vertritt und dem Volke dient, und doch bestehen 
gewisse Widersprüche zwischen der Regierung und den Massen. Dazu 
gehören Widersprüche zwischen den Interessen des Staates, kollektiven 
Interessen und individuellen Interessen; zwischen Demokratie und Zen-
tralismus; zwischen Führung und Geführten, und Widersprüche, die sich 
aus der bürokratischen Praxis gewisser Staatsfunktionäre in ihren Be-
ziehungen mit den Massen ergeben. All das sind Widersprüche im Volk.“

Die Lösung der antagonistischen Widersprüche geschieht nicht durch 
Revolution, sondern durch Evolution:

„In unserem Lande ist der Widerspruch zwischen der Arbeiterklasse 
und der nationalen Bourgeoisie ein Widerspruch im Volke. Die natio-
nale Bourgeoisie unterscheidet sich von den Imperialisten, den Feudal-
herren und dem bürokratischen Kapital. Der Widerspruch zwischen Aus-
beutern und Ausgebeuteten, der zwischen der nationalen Bourgeoisie 
und der Arbeiterklasse besteht, ist antagonistischer Art. Aber unter den 
konkreten Verhältnissen, die in China bestehen, kann ein solcher anta-
gonistischer Widerspruch, wenn er richtig gelöst wird, in einen nicht- 
antagonistischen umgewandelt und auf friedliche Weise gelöst werden.

Wir haben eine volksdemokratische Diktatur, die von der Arbeiter-
klasse geführt wird und auf dem Bündnis zwischen Arbeitern und Bau-
ern beruht. Was bezweckt diese Diktatur?

Ihre erste Funktion besteht darin, die reaktionären Klassen und Ele-
mente sowie diejenigen Ausbeuter im Lande zu unterdrücken, die sich

2) Mittlerweile ist das Buch „Die Verträge der Volksrepublik China mit 
anderen Staaten", bearbeitet im Institut für Asienkunde Hamburg, Frf./M. 
1957 erschienen, inwelchem von zahlreichen anderen Verträgen der Volks-
republik China mit den Volksdemokratien die Rede ist. Auf dieses Buch wird 
besonders hingewiesen.



gegen die sozialistische Revolution stellen, all jene, die den sozialisti-
schen Aufbau zerschlagen wollen; das heißt, die Widersprüche zwischen 
uns und dem Feind innerhalb des Landes zu lösen. Gewisse Konter-
revolutionäre festzunehmen, ihnen den Prozeß zu machen und sie abzu-
urteilen, zum Beispiel, Feudalherren und bürokratischen Kapitalisten 
auf bestimmte Zeit das Wahlrecht und die Redefreiheit zu nehmen - 
das alles fällt in den Bereich unserer Diktatur.

Die zweite Funktion dieser Diktatur besteht darin, unser Land vor 
subversiven Aktionen und der möglichen Aggression des äußeren Fein-
des zu schützen.

Wer soll diese Diktatur ausüben? Natürlich muß es die Arbeiter-
klasse sein und das von ihr geführte ganze Volk. Diktatur gilt nicht in 
den Reihen des Volkes. Das Volk kann unmöglich eine Diktatur über 
sich selbst ausüben; ebensowenig sollte ein Teil des Volkes einen ande-
ren unterdrücken.“

Das bedeutet freilich nicht die Einführung eines liberalen Einpar-
teisystems:

„Gewisse Leute in unserem Lande freuten sich, als die Ereignisse in 
Ungarn stattfanden. Sie hofften, daß sich etwas Ähnliches in China 
ereignen würde, daß Tausende und aber Tausende Menschen auf den 
Straßen gegen die Volksregierung demonstrieren würden. Solche Hoff-
nungen liefen den Interessen der Massen zuwider, und daher konnten 
sie unmöglich ihre Unterstützung erhalten. Andere hatten das Gefühl, 
daß es zuwenig Freiheit unter unserer Volksdemokratie gebe und daß 
es mehr Freiheit unter der westlichen parlamentarischen Demokratie 
gebe. Sie fordern die Einführung eines westlichen Zweiparteiensystems, 
wo eine Partei im Amt ist und die andere nicht. Aber dieses sogenannte 
Zweiparteiensystem ist nichts als ein Mittel zur Aufrechterhaltung der 
Diktatur der Bourgeoisie . . . Wo es Demokratie für die Bourgeoisie gibt, 
kann keine Demokratie für das Proletariat und die anderen arbeitenden 
Menschen sein.“

Unterdrückung der Gegenrevolution ist nötig — auch auf die Ge-
fahr eines Justizirrtums:

„Bei der Unterdrückung der Konterrevolution wurden gute Laune 
manchmal fälschlich für böse gehalten. Solche Dinge sind früher vorge-
kommen und geschehen auch noch heute.

Viele wagen nicht offen zuzugeben, daß es noch Widersprüche im 
Volke gibt, welche gerade die Kräfte sind, die unsere Gesellschaft vor-
antreiben. Viele Menschen wollen nicht zugeben, daß es noch Wider-
sprüche in einer sozialistischen Gesellschaft gibt, was dazu führt, daß 
sie angesichts sozialer Widersprüche ängstlich und hilflos werden.

„Wenn wir die Ergebnisse unserer Bemühungen zur Unterdrückung 
.von Konterrevolutionären richtig bewerten wollen, so müssen wir sehen, 
welche Wirkung die ungarischen Ereignisse in unserem Lande hatten. 
Diese Ereignisse ließen einige unserer Intellektuellen ein bißchen aus 
dem Gleichgewicht geraten, aber es gab keine Erschütterungen in unse-
rem Lande. Warum? Ein Grund war der, das muß gesagt werden, daß 
es uns gelungen war, die Konterrevolution ganz gründlich zu unter-
drücken.

Nach der Befreiung merzten wir eine Anzahl von Konterrevolutio-
nären aus *).  Einige wurden zum Tode verurteilt, weil sie schwere Ver-
brechen begangen hatten. Dies war unbedingt notwendig; es war die 
Forderung des Volkes.

4) Diese mittlerweile legendär gewordene Formulierung wird in der 
„Prawda" anders variiert: „Laßt hundert Blumen sprechen. Laßt hundert Schu-
len miteinander wetteifern." In einer Anmerkung wird erwähnt, daß es sich 
hierbei um einen altchinesischen Spruch handle und daß „hundert hier 
„viel" bedeute.

Seit 1956 ist jedoch eine radikale Veränderung der Lage eingetreten. 
Nimmt man des Land als Ganzes, so ist die Hauptkraft der Konterrevo-
lution beseitigt worden.

Es wurden jedoch auch Fehler begangen. In einigen Fällen gab es 
Exzesse, und in anderen Fällen wurden Konterrevolutionäre übersehen. 
Unsere Politik ist; .Konterrevolutionäre müssen unterdrückt werden, 
wo immer sie entdeckt werden'“.

„Überall, wo Konterrevolutionäre gefunden werden, die Unruhe stif-
ten, sollten sie mit fester Hand ausgemerzt werden. Nimmt man aber 
natürlich das Land als Ganzes, so gibt es gewiß nicht viele Konterrevo-
lutionäre.“

3) Nach westlichen Quellen soll Mao an dieser Stelle auch Zahlen genannt 
haben: Ca. fünf Millionen Verhaftete, aber „nur" etwa 800 000 Hingerichtete, 
das heißt die Liquidierung „nur" jedes sechsten Gegenrevolutionärs.

Für den Fortgang der Revolution ist die Mitarbeit aller Volksschich-
ten, besonders aber der Intellektuellen nötig:

„China braucht so viele Intellektuelle wie nur möglich, um die gigan-
tische Aufgabe des sozialistischen Aufbaus zu erfüllen. Viele unserer 
Genossen kommen nicht gut mit Intellektuellen aus. Sie sind steif ihnen 
gegenüber, lassen es an Respekt für ihre Arbeit fehlen und mischen sich 
auf unpassende Weise in wissenschaftliche und kulturelle Angelegen-
heiten ein. Wir müssen all diese Mängel beseitigen.“

„In der letzten Zeit hat es ein Nachlassen in der ideologischen und 
politischen Arbeit der-Studenten und Intellektuellen gegeben, und einige 
ungesunde Tendenzen sind in Erscheinung getreten. Es scheint, daß der 
Marxismus, der einst die große Mode war, jetzt nicht so sehr modern 
ist. Keine richtige politische Auffassung haben, bedeutet keine Seele 
haben. Die ideologische LImerziehung in der Vergangenheit war not-
wendig und brachte positive Ergebnisse. Sie ging aber in einer etwas 
groben und oberflächlichen Art vor sich und die Gefühle mancher Leute 
wurden verletzt; das war nicht gut. Wir müssen solche Fehler in der Zu-
kunft vermeiden.

,Laßt viele Blumen blühen', .laßt viele Gedankenschulen miteinan-
der wetteifern', .Koexistenz auf lange Sicht und gegenseitige Über-
wachung' *).  Wie kam es dazu, daß diese Losungen aufgestellt wurden? 
Sie wurden im Lichte der in China bestehenden spezifischen Verhältnisse 
auf der Grundlage der Erkenntnis aufgestellt, daß verschiedene Arten 
von Widersprüchen in einer sozialistischen Gesellschaft immer noch 
bestehen, und entsprechend der dringenden Notwendigkeit, die wirt-
schaftliche und kulturelle Entwicklung des Landes zu beschleunigen."

Grenzen einer Kritik

„Man könnte fragen: Da der Marxismus von der Mehrheit des Volkes 
in unserem Lande als führende Ideologie angenommen ist, kann er da 
noch kritisiert werden? Aber sicher. Als wissenschaftliche Wahrheit 
fürchtet der Marxismus keine Kritik. Täte er es und wäre er mit Argu-
menten zu besiegen, dann taugte er nichts. Die Marxisten sollten sich 
vor einer Kritik von irgendeiner Seite fürchten. Pflanzen, die in Treib-
häusern wachsen, sind meist nicht widerstandsfähig. Eine Politik, die 
viele Blumen blühen und viele Gedankenschulen wetteifern läßt, wird 
die führende Position des Marxismus auf ideologischem Gebiet nicht 
schwächen, sondern stärken.“

„Was für eine Politik sollten wir gegenüber unmarxistischen Ideen 
verfolgen? Was die unverkennbaren Konterrevolutionäre und Saboteure 
des Sozialismus betrifft, so ist die Sache einfach: Wir nehmen ihnen 
einfach die Redefreiheit.“

Ablehnung der Metaphysik

„Wir dürfen nicht die metaphysische Methode benutzen, sondern müs-
sen versuchen, nach dialektischer Methode vorzugehen. Was wir brau-
chen, ist eine wissenschaftliche Analyse, sind restlos überzeugende Ar-
gumente. Mit doktrinärer Kritik ist nichts zu machen.

Während wir den Dogmatismus kritisieren, müssen wir gleichzeitig 
unsere Aufmerksamkeit darauf lenken, den Revisionismus zu kritisieren. 
Der Revisionismus oder rechte Opportunismus ist eine bürgerliche 
Gedankenrichtung von noch größerer Gefährlichkeit als der Dogma-
tismus. Die Revisionisten oder rechten Opportunisten geben ein 
Lippenbekenntnis für den Marxismus ab und greifen auch den Dog-
matismus an. Aber das wahre Ziel ihres Angriffes sind die Grund-
elemente des Marxismus. Sie bekämpfen oder entstellen den Materia-
lismus und die Dialektik, sie bekämpfen die volksdemokratische 
Diktatur und die führende Rolle der Kommunistischen Partei oder 
suchen sie zu schwächen, sie bekämpfen die sozialistische Umgestaltung 
und den sozialistischen Aufbau oder versuchen sie zu untergraben.

Gegen die Bürokratie
„Im Jahre 1956 traten an einigen Stellen kleinere Gruppen von Arbei-

tern und Studenten in den Streik. Die unmittelbare Ursache für diese 
Unruhen lag darin, daß einige ihrer materiellen Forderungen nicht er-
füllt wurden; manche Forderungen hätten erfüllt werden sollen und 



können, während andere unangebracht oder übertrieben sind und des-
halb für den Augenblick nicht erfüllt werden können. Aber eine bedeu-
tendere Ursache war das bürokratische Verhalten von Persönlichkeiten 
in führenden Positionen. In einigen Fällen sind für derartige bürokra- 
tische Fehler die höheren Behörden verantwortlich, und es sollten nicht 
nur die auf den unteren Ebenen für alles verantwortlich gemacht wer-
den. Eine andere Ursache für diese Unruhen bestand darin, daß die 
ideologische und politisch-erzieherische Arbeit unter den Arbeitern und 
Studenten unzulänglich war.

Um die Hauptursache der Unruhen zu überwinden, müssen wir die 
Bürokratie ausschalten, die ideologische und politische Erziehung we-
sentlich verbessern und alle Widersprüche richtig behandeln. Wenn das 
getan ist, wird es im allgemeinen keine Unruhe geben.“

Pekings Beurteilung seiner weltpolitischen Lage

„In der ganzen Welt wird jetzt darüber diskutiert, ob ein dritter 
Weltkrieg ausbrechen wird oder nicht. In dieser Frage müssen wir 
psychologisch vorbereitet sein und gleichzeitig eine analytische Stellung 
einnehmen. Wir setzen uns entschieden für den Frieden ein und sind 
gegen den Krieg. Aber wenn die Imperialisten darauf bestehen, einen 
weiteren Krieg zu entfesseln, dann werden wir ihn nicht fürchten. Un-
sere Haltung zu dieser Frage ist die gleiche wie unsere Haltung zu allen 
Unruhen und Schwierigkeiten ... Bei vielen unserer Kader ist jetzt eine 
gefährliche Tendenz aufgetaucht — eine fehlende Bereitschaft, die Freu-
den und Härten der Massen zu teilen, ein Interesse für die persönliche 
Position und den persönlichen Gewinn. Das ist sehr schlecht.

Um unser Land zu einer Industriemacht zu machen, müssen wir in-
tensiv aus den reichen Erfahrungen der Sowjetunion lernen. Die Sowjet-
union baut den Sozialismus schon seit vierzig Jahren auf, und ihre 
Erfahrungen sind sehr wertvoll für uns. Wir wollen daran denken, wer 
so viele bedeutende Fabriken für uns entwarf und ausrüstete. Waren es 
die Vereinigten Staaten? Oder Großbritannien? Nein, beide nicht. Nur 
die Sowjetunion war bereit, das zu tun, weil sie ein sozialistisches Land 
und auch unser Verbündeter ist. Außer der Sowjetunion haben uns 
auch einige brüderliche Länder Osteuropas gewisse Hilfe gewährt. Es 
ist wahr, daß wir aus den guten Erfahrungen aller Länder — ob soziali-
stisch oder kapitalistisch — lernen sollten, aber am meisten haben wir 
noch von der Sowjetunion zu lernen.

Festigung unserer Verbundenheit mit der Sowjetunion, Festigung un-
serer Verbundenheit mit allen sozialistischen Ländern — das ist unsere 
grundlegende Politik, hierin liegt unser grundlegendes Interesse. Außer-
dem gibt es noch die asiatischen und afrikanischen Länder und alle 
friedliebenden Länder und Völker, mit denen wir unsere Solidarität 
festigen und entwickeln müssen. Mit diesen beiden Kräften vereint, 
werden wir nicht allein stehen.“

2. Analyse der Rede Maos

Eine Analyse der Rede ergibt, daß sie außenpolitisch zwar bedeutsam 
ist, ihre entscheidende Bedeutung aber durch die Schaffung einer neuen 
innenpolitischen Spielart des chinesischen Kommunismus erhält.

1. Außenpolitik: Die Rede hinterläßt den Eindruck, daß die beiden 
kommunistischen Supermächte in außenpolitischer Hinsicht auch weiter 
zusammen gehen werden. Die Volksrepublik China wird also weiterhin 
an der schon bekannten sogenannten Tschou En-lai-Linie festhalten, 
nach welcher die Außenpolitik vor der Innenpolitik zu rangieren hat.

Die neue Abart der rotchinesischen Außenpolitik hält es daher für 
geboten, z. B. den Nationalchinesen in Formosa entgegenzukommen, 
und an einer Steigerung des eigenen Prestiges in den unterentwickelten 
Ländern (u. LI. auch auf Kosten Moskaus) weiterzuarbeiten, ja sogar 

eine eigene Wertsteigerung im Blick auf mögliche Verhand
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lungen mit 
den LISA zu betreiben, — im übrigen aber die außenpolitische Symbiose 
zwischen Moskau und Peking aufrechtzuerhalten ).

2. Innenpolitik: In Verfolgung solcher Rangordnung wird in Peking 
innenpolitisch aber den ungarisch-polnischen Ereignissen eine höhere 
Bedeutung zugemessen, als dies offenbar in Moskau der Fall ist. Aus 
den Erfahrungen von Warschau und Budapest glaubt der gemäßigte 
kommunistische Parteiflügel in Peking ferner die Notwendigkeit einer 
gewissen Liberalisierung auch nach innen verantworten zu können. 
Die Liberalisierung der chinesischen Spielart des internationalen Kom-
munismus macht zwar (mit Moskau) die offene Absage an den Perso-
nenkult (bei möglichster Schonung Stalins) mit, entfernt sich aber von 
seinem Vorbild durch die geradezu sensationellen Anschauungen über 
die Möglichkeit „antagonistischer und nichtantagonistischer Wider-
sprüche in der Gesellschaft". Während nämlich Stalin und selbst seine 
Epigonen in der gegenwärtigen Kreml-Regierung der orthodoxen An-
sicht waren, daß in der sozialistischen Gesellschaft der Widerspruch zwi-
schen Herrscher und Beherrschten verschwinden müssen, weil diese Ge- 
sellschaft „nicht mehr antagonistisch“ sei, gibt Mao ruhig und philo-
sophisch überlegen zu, daß auch im kommunistischen Staat zwischen 
Regierung und Masse, Demokratie und zentraler Diktatur, zwischen 
kollektiven und individuellen Interessen „nichtantagonistische Wider-
sprüche" weiter bestehen müssen. Ihre Behebung dürfte nicht mit Ter-
ror geschehen, sondern müsse durch Diskussion, Erziehung und Über-
zeugung erfolgen 6.*6)..

Anmerkung
Hayit, Baymirza, Dr., geb. 17. 12. 1917 in Turkestan, Studium an der Hoch-
schule in Taschkent, Historische Fakultät, während des Krieges Hauptmann 
in der Turkestanischen Legion, nach dem Kriege Promotion 1949 in Deutsch-
land, Universität Münster/Westfalen, seitdem Forschungsbeauftragter.
Koch, Hans, Dr. Dr. ev. theol. et phil. oö. UProf. Direktor des Osteuropa- 
Institutes in München. Lehrgebiet: Kirchengeschichte, bes. Osteuropas, geb. 
7. 7. 1894 in Lemberg.

Daß Chruschtschow mit einer solchen „reformistischen“ Interpretation 
Maos nicht zufrieden ist, betont er in seinem bekannten amerikanischen 
Interview, als er unwirsch bemerkte, „in der Sowjetunion gäbe es keine 
Widersprüche".

Daß aber Mao sogar diese Diskrepanz in Kauf nimmt, kodifizierte 
seine Rede, als sie öffentlich die jüngste Spielart des rotchinesischen 
Kommunistmus anmeldete: In ihr wird Moskau nicht mehr —wie vorher 
üblich — als „Führer“, sondern lediglich als „Zentrum“ des Kommunis-
mus gerühmt.

Endlich aber gesteht die Rede — wie oben angedeutet — ein, daß die 
innenpolitischen, der Welt jetzt offenbar gewordenen Auseinanderset-
zungen zwischen den Machtgruppen des Kreml-Kollektivs den Rot- 
Chinesen mindestens schon im Februar 19 57 bekannt waren: Denn der 
„Dogmatismus", gegen den sich Mao in, seiner Rede vom 27. Februar 
1957 und im polnisch-chinesischen Kommunique vom 11. April 1957 
gewandt hat, ist just jene Abart von „Fraktionsbildung“, die jetzt der 
Molotow-Kaganowitsch-Gruppe wörtlich zum Vorwurf gemacht wird, 
deren Aburteilung also offensichtlich schon vorher mit Peking verein-
bart worden war.

Ein neuer Beweis für das außenpolitische Zusammenspiel, dem innen-
politische Sektenbildungen nachgeordnet und eingegliedert werden.

5) Während der Drucklegung dieses Aufsatzes erschien die Arbeit von Dr. 
Klaus Mehnert: Moskau und Peking, 1957.
6) Vgl. den Artikel von Zzsinj Jue-Linj, Professor der Philosophie an der 

Universität Peking: „Wie ich den Kurs .Laßt alle Gelehrten wetteifern' ver-
stehe?" in Waroduyj Kitaj, russ. Ausgabe. Nr. 12 vom 16. 6. 1957, Peking.
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